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Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe

Land soll neuen Belastungen für Gemeinden entgegen treten

Stuttgart. Neue Belastungen durch die Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe erwartet der Gemeindetag. Eine Verschiebung der Reform, wie vom Landkreistag gefordert, bringe nichts. Die Finanzierung müsse grundlegend nachgebessert werden.

Immer deutlicher werde, schrieb Gemeindetags-Hauptgeschäftsführer Dr. Christian O. Steger an Sozialminister Dr. Friedhelm Repnik, dass es zu der von der Bundesregierung durch Hartz IV in Aussicht gestellte Entlastung der Kommunen um 2,5 Millionen Euro nicht komme. Für Baden-Württemberg sei im Gegenteil mit Mehrbelastungen der Kommunen um etwa 280 Millionen Euro zu rechnen, weil sie künftig die Unterkunftskosten für Langzeitarbeitslose, Sozialhilfe- und Grundsicherungsempfänger übernehmen sollen.

Verschiebung bringt nichts

Eine Verschiebung der Reform um ein Jahr, wie jetzt vom Landkreistag gefordert, sei keine Lösung. Die Gemeinden bräuchten eine grundgesetzlich abgesicherte Finanzierung der Reform, die unter dem Strich eine dauerhafte Entlastung für sie festschreibe. Zweifel an der technischen Realisierbarkeit der Planungen bei der Bundesagentur für Arbeit müssten von Bundesarbeitsminister Clement ausgeräumt werden. Das Optionsmodell, nach dem Landkreise die Übernahme der Arbeitslosenhilfe erklären sollten, sei vom Tisch, rechnet man beim Gemeindetag.

Im Vermittlungsausschuss sei mit einer Entlastung der Länder durch Hartz IV um 500 Millionen Euro gerechnet worden. Das Land müsse seinen Anteil daran voll an die Kommunen weiter geben. Daran dürfe die Landesregierung keine Zweifel aufkommen lassen, verlangte Steger.

Gegen Belastung der Kreisumlagezahler

Hartz IV dürfe keinesfalls die Kreisumlagen in die Höhe treiben. Weitere Belastungen der kreisangehörigen Städte und Gemeinden will der Verband keinesfalls hinnehmen. Der Gemeindetag bat die Landesregierung, sich bei der Bundesregierung und im Bundesrat für eine Finanzierung von Hartz IV einzusetzen, die tatsächlich zu der versprochenen Entlastung der Kommunen führt.
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